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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Haider, Motter haben am 
1. April unter der Nr. 2747/J an mich beiliegende schriftliche 
parlamentarische Anfrage betreffend kundenfeindliche Verrechnung 

der Telefongebühren gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zunächst ist zu bemerken, daß sich mein Ressort bereits in der 

Vergangenheit besonders mit Fragen des Konsumentenschutzes in 

Zusammenhang mit öffentlichen Unternehmen, wie etwa der Post, 

befaßt hat. Mein Ressort ist daher insbesondere aus Anlaß von 
Beschwerden bei der Verrechnung von Telefongebühren wiederholt an 

die Generaldirektion für die Post- und Telegrafenverwaltung 

herangetreten,' um im Rahmender bestehenden Möglichkeiten 

diesbezüglich Verbesserungen für die Konsumenten zu erreichen. 

Hinsichtlich der übrigen in der Anfrage angesprochenen Probleme 
sind an das Ministerium konkret keine Beschwerden herangetragen 
worden. 

Zu Frage 1: 

Nach Auskunft der Post- und Telegrafendirektion beginnt bei An­

schlüssen im analogen Wählsystem die VergebUhrung erst ab Wahl der 
ersten Ziffer innerhalb von 72 Sekunden. 

2735/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



-2-

Bei digitalen Anschlüssen, deren Zahl ständig zunimmt, kommt das 

Vergebührungssystem ab Gesprächskontakt bereits zur Anwendung. 

Zu Frage 2: 

Wie die Post- und Telegrafendirektion mitteilte, bestehen abgese­

hen von ehemaligen Überlastungen des C-Netzes bis zur Einführung 

des D-Netzes derzeit generell keine nennenswerten Kapazitätseng­

pässe mehr. Seit Einführung des D-Netzes sind konkret keine Be­

schwerden an mein Ressort gerichtet worden. 

Zu Frage 3: 

Dem Ministerium sind konkret keine derartigen Beschwerden bekannt 
geworden. Anzumerken ist jedoch, daß für die Benützung eines Tele­

fonanschlusses, etwa durch Briefträger, grundsätzlich das Einver­

ständnis des Teilnehmers erforderlich ist. 

Zu Frage 4: 

Derartige Fälle wurden konkret bisher nicht an das Ministerium 
herangetragen. 

Zu Frage 5: 

Nach Mitteilung der Post- und Telegrafendirektion wird eine Extra­

verrechnung für an Wochenenden oder Feiertagen über Wunsch des 

Kunden durchgeführte Arbeiten nur dann vorgenommen, wenn die 

Schuld für den Mangel beim Teilnehmer liegt. Auf die Extraver­

rechnung wird auch besonders hingewiesen. Liegt die Ursache in der 

Verantwortung der Post wird der Mangel an Wochenenden oder Feier­
tagen kostenlos behoben. 
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Zu den Fragen 6 und 7: 

Das Problem einer nicht transparenten und kundenfreundlichen Ge­

bührenverrechnung ist meinem Ressort - wie bereits erwähnt - in 

Form von Beschwerden bekannt geworden, die wiederholt Anlaß zu 

Kontakten mit der Post- und Telegrafendirektion gaben. Gleichzei­

tig sind auch Bedenken herangetragen worden, ob aus Datenschutz­

gründen ein genereller Ausweis der registrierten Telefongespräche 

mit identifizierbarer Angabe jedes Gesprächspartners sinnvoll ist. 

Festzuhalten ist, daß nach Mitteilung der Post- und Telegrafen­

direktion in den digitalen Wähl systemen eine Verrechnung, bei der 

eine Auflistung aller Gespräche nach Tag, Uhrzeit, Dauer, Gebüh­

renimpulsen und verrechnetem Tarif erfolgt, auf Wunsch des Kunden 

bereits möglich ist. Die letzten Ziffern der gerufenen Nummer 

werden dabei aus Datenschutzgründen nicht ausgewiesen. 

, 
Die Vergebührung ab Gesprächskontakt kommt - wie bereits zu Frage 

1 ausgeführt - bei digitalen Anschlüssen zur Anwendung. 
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BEILAGE 

Daher richten die unterzeichneten Abgeordneten an den Herrn Bundesminister fUr 
Gesundheit, sport und Konsurnentenschutz die nachstehende 

A n fra g e 

1. Warum hat Ihr fUr Konsumenb: .. i;;:::lj'ltz zU3tc!indiges Ressort bisher noch nichts 

gegen die Schrö.::>':u:lq ,3,=:: TeleEonkunden unternommen, die in österreich ab 

Freizeic:j.:rl 3ebUhrenpflichtig werden, während in anderen Staaten erst ab 

Gesprächskontakt der Zähler läuft ? 

2. Warum hat Ihr fUr Konsumentenschutz zuständiges Ressort noch nichts gegen die 

konsumentenfeindliche Haltung der Post- und Telegraphenverwaltung unternommen, 

die mehr Zulassungen fUr Mobil- und Handy telefone vergibt, als das derzeitige 

Netz verkraftet, wodurch den Telefonkunde,i imlleJiSe Gebührenvorschreibungen 

und Zeitverluste entsteh:n ? 

3. Warum hat Ihr für Konsumentenschutz zustän1ige3 Ressort noch nichts dagegen 

unternommen, daß Postbedienstete, z.B. Briefträger, von Hausanschlüssen, ins­

besondere in Wiener Mehrfamilienhäusern, Telefongespräche zu Lasten von 

Telefonkunden führen ? 

4. Warum hat Ihr fUr Konsumentenschutz zuständiges Ressort noch nichts dagegen 

unternomne~, daß aufgrund des üb:rlasteten Telefonnetzes Telefonkunden private 

un1 b:rüfliche Nachteile dadurch erwachsen, daß bei ihren App3raten kein Läut­

zeichen bzw. beim Anrufer d:lS B:3etztzeichen ertönt, obwohl der Angerufene 

nachweislich nicht telefoniert ? 

5. Warum hat Ihr fUr Konsumentenschutz zuständiges Ressort noch nichts dagegen 

unternommen, daß im Falle von Telefonstörungen z.B. am Freitag die Störungs­

behebung erst am Montag gebührenfrei erfolgt, während fUr die Wocnenend­

Reparatur der Kunde extra zur Kasse gebeten wird ? 

6. Warum hat Ihr fUr Konsumentenschutz zuständiges Ressort noch nichts dagegen 

unternommen, daß die Post- und Telegraphenverwaltung kundenfeindliche GebUhren­

verrechnung dergestalt betreibt, daß nur Grundgebühr und Summe der Sprech­

gebühren auf einem Erlagschein ausgewiesen werden, der gleichzeitig als 

Rechnung dient ? 

7. W=rd·:~ Sie sich persönlich als für den Konsumentenschutz zuständiger Bundes­

minister dafür einsetzen, daß die Telefongebühren in Zukunft kundenfreundlicher 

und transparenter verrechnet werden, indem 

a. die Zäh 1 uhr erst ab Gesprächskontakt läuft, 

b. für jedes Gespräch Datum, Vorwahlnummer, Dauer und Gebühr extra ausgewiesen 

werden ? 
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